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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.01.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2024/15/0080 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2024/15/0086 B 30.01.2026 

Ra 2024/15/0087 B 30.01.2026 

Ra 2024/15/0088 B 30.01.2026 

Ra 2024/15/0089 B 30.01.2026 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2019/13/0102 B 13. November 2019 RS 1 (hier ohne den zweiten und den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Es entspricht der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, dass das Neuhervorkommen 
von Tatsachen und Beweismitteln nur aus der Sicht der jeweiligen Verfahren derart zu beurteilen ist, dass 
es darauf ankommt, ob der Abgabenbehörde im wiederaufzunehmenden Verfahren der Sachverhalt so 
vollständig bekannt gewesen ist, dass sie schon in diesem Verfahren bei richtiger rechtlicher Subsumtion 
zu der nunmehr im wiederaufgenommenen Verfahren erlassenen Entscheidung hätte gelangen können. 
Dabei ist das Hervorkommen neuer Tatsachen oder Beweismittel aus der Sicht des jeweiligen Verfahrens 
und nicht aus anderen Verfahren, bei denen diese Tatsachen möglicherweise erkennbar waren, zu 
beurteilen. Das Neuhervorkommen von Tatsachen und Beweismitteln im Sinne des § 303 BAO bezieht 
sich damit auf den Wissensstand (auf Grund der Abgabenerklärungen und ihrer Beilagen) des jeweiligen 
Veranlagungsjahres. Entscheidend ist, ob der abgabenfestsetzenden Stelle alle rechtserheblichen 
Sachverhaltselemente bekannt waren. Dass die Prüfungsabteilung in einem ein anderes Prüfungsjahr 
betreffenden Prüfungsverfahren oder im Abgabenverfahren eines anderen Steuerpflichtigen von den 
maßgeblichen Tatsachen Kenntnis hatte, steht der Wiederaufnahme nicht entgegen (vgl. VwGH 
24.6.2009, 2007/15/0045; 28.10.2009, 2008/15/0049, VwSlg 8482 F/2009; 27.2.2014, 2011/15/0106; 
20.10.2016, Ro 2014/13/0034, je mwN). 
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